
§ 1

Zuständigkeit der Verwaltung

(1) Der Verwaltung - Bauordnungsamt - sind die Geschäfte der laufenden Verwaltung im baurechtlichen Bereich übertragen. Hierzu gehören insbesondere alle bauaufsichtlichen Verfahren, mit Ausnahme der in §§ 2 und 3 dieser Verfügung geregelten Fälle. Zu den Geschäften der laufenden Verwaltung gemäß § 41 Abs.3 GO NRW gehört grundsätzlich auch die Erteilung oder Ablehnung von Baugenehmigungen und Vorbescheiden. 

(2) Zu den bauaufsichtlichen Verfahren zählen:

1. Voranfragen

2. Baugenehmigungsverfahren

3. Grundstücksteilungen

(3) Sofern diese Vorhaben nicht ohnehin genehmigungsfrei gemäß § 65 ff BauO NW sind, entscheidet die Verwaltung insbesondere allein über folgende Fälle:

1. Im Rahmen der §§ 14 Abs. 2, 35 Abs.2 BauGB bei

a) der Zulassung geringfügiger Umbauten innerhalb bestehender Gebäude, wie zum Beispiel Einbau von Bädern und Toiletten, Umbau von Fenstern und Türen,

b) geringfügigen Um- und Anbauten außerhalb bestehender Gebäude,

c) der Zulassung der Errichtung von Garagen auf bereits bebauten Grundstücken,

d) der Herstellung und Änderung von Garagen, soweit sie im Rahmen eines nachgewiesenen Eigenbedarfs errichtet werden,

e) Abbrüche baulicher Anlagen mit Ausnahme erhaltenswerter Bausubstanz,

f) der Errichtung oder Änderung ortsfester Behälter für Öl und anderer Brennstoffvorratsräume und von Feuerstätten und 

g) die Erweiterung vorhandener Gebäude um nicht mehr als 20 % ihrer Geschossfläche, höchstens jedoch um nicht mehr als 200 qm dieser Fläche,

h) vergleichbaren „Bagatellfällen“, soweit diesen Vorhaben die künftigen Ziele und Festsetzungen eines Bebauungsplanes nicht entgegenstehen.

soweit diesen Vorhaben die künftigen Ziele und Festsetzungen eines Bebauungsplanes nicht entgegenstehen.

2. Über die Teilung von Grundstücken gemäß § 19 BauGB. 

3. Im Rahmen von Vorhaben gemäß § 35 Abs.1 Ziffern 1 bis 3 BauGB. 

(4) Im Rahmen von Ausnahmen gemäß § 31 Abs.1 BauGB und im Rahmen von Befreiungen nach § 31 Abs. 2 BauGB entscheidet die Verwaltung allein in folgenden Fällen:

a) bei Unterschreitungen der nach dem Bebauungsplan zwingend vorgeschriebenen Geschosszahlen; 

b) bei Überschreitungen der nach dem Bebauungsplan zulässigen Geschosszahl nur bei der Erweiterung um ein Vollgeschoss im Sinne des  § 20 BauNVO, sofern es sich um mindestens ein zweigeschossiges Gebäude handelt, davon ausgenommen sind eingeschossige Gebäude, bei denen das Dachgeschoss rechnerisch zum Vollgeschoss wird, der eingeschossige Charakter jedoch erhalten bleibt;

c) wenn ein Dachgeschoss als Vollgeschoss ausgebaut wird, soweit damit eine Angleichung an die unmittelbare Umgebung erfolgt;

d) bei Überschreitung der Trauf- und Firsthöhe um nicht mehr als 10 %;

e) bei Überschreitungen der Grund- und Geschossflächenzahlen und der Baumassenzahl;

f) bei geringfügigen Überschreitungen der überbaubaren Grundstücksfläche (Baulinien/ Baugrenzen) sowie

g) bei Befreiungen von der Bauweise und gestalterischen Festsetzungen.

§ 2

Zuständigkeit der Bezirksvertretungen

Die Bezirksvertretungen haben Entscheidungs- (§ 37 Abs.1 GO NRW), Anhörungs- (§ 37 Abs. 5 Satz 1 GO NRW) sowie Vorschlags- und Anregungsrechte 

(§ 37 Abs. 5 Satz 2 und 3 GO NRW). 

(1) Die Bezirksvertretungen sind für alle baurechtlichen Entscheidungen zuständig, deren Bedeutung nicht wesentlich über den Stadtbezirk hinausgehen, sofern der Rat nicht ausschließlich zuständig ist. 

(2) Die Bezirksvertretungen nehmen die Bauvorhaben nach § 2 dieser Verfügung zur Kenntnis und stimmen ihnen zu:

· Wenn ein Bauvorhaben den öffentlich-rechtlichen Bestimmungen entspricht, gemäß § 75 BauO NW ein Rechtsanspruch auf Erteilung der Baugenehmigung besteht, das Bauvorhaben aber von besonderer städtebaulicher Bedeutung ist;

· unabhängig von der gesetzlichen Grundlage insbesondere Entscheidungen über Vorhaben

· die in der Baumasse von der vorhandenen Bebauung wesentlich abweichen,

· deren Nutzung einen besonderen Einfluss auf die verkehrliche Situation ausüben und einen Umbau beziehungsweise Ausbau der verkehrlichen Situation erfordern und 

· deren Gestaltung das Stadtbild besonders prägen, vor allem, wenn sie in städtebaulichen Problembereichen angesiedelt sind.

· folgende Entscheidungen der Verwaltung:

a) Befreiungen von Festsetzungen des Bebauungsplanes gemäß § 31 Abs. 2 BauGB mit Ausnahme der in § 1 Abs. 3 Nr. 3 a bis f und § 2 Abs. 3 lit. c dieser Verfügung geregelten Fälle;

b) Befreiungen von Nutzungsbeschränkungen auf künftigen Gemeindebedarfs-, Verkehrs-, Versorgungs- und Grünflächen gemäß § 32 BauGB;

c) Entscheidungen über Vorhaben während der Bebauungsplanaufstellung gemäß § 33 BauGB, sofern noch kein Offenlegungsbeschluss durch den Rat der Stadt gefasst ist und kein Fall des § 1 Abs. 3 Nr.1 a bis h dieser Verfügung vorliegt; 

d) Entscheidungen über Vorhaben von besonderer städtebaulicher Bedeutung innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile gemäß § 34 BauGB, vor allem in Bereichen städtebaulicher Problemgebiete, wie innerhalb von Splittersiedlungen und nicht eindeutig abgrenzbaren Baugebieten;

e) Vorhaben im Außenbereich gemäß § 35 Abs.2 und 4 BauGB sowie § 35 Abs. 1 Nr. 4 bis 6 BauGB mit Ausnahme der in § 1 Abs. 3 Nr. 1 a bis h dieser Verfügung geregelten Fälle.

(3) Der Zustimmung der Bezirksvertretungen bedürfen insbesondere die folgenden Fälle:

a) Zulassung von Ausnahmen von der Veränderungssperre gemäß § 14 Abs.2 BauGB mit Ausnahme der in § 1 Abs. 3 Nr.1 a bis h dieser Verfügung geregelten Fälle,

b) Zurückstellung von Baugesuchen gemäß § 15 BauGB,

c) Befreiungen nach § 31 Abs.2 BauGB in folgenden Fällen:

· bei der Überschreitung der vorgegebenen Geschossigkeit um mehr als ein Vollgeschoss sowie 

· bei einer Befreiung von der Art der baulichen Nutzung

· bei einer Überschreitung der Trauf- und Firsthöhe um mehr als 10 %.

(4) Weicht das Votum der Bezirksvertretung vom Vorschlag der Verwaltung ab und kann die Verwaltung den Anregungen der Bezirksvertretung nicht folgen oder diese gegenüber dem Bauherrn durchsetzen, ist der AUSW unverzüglich zu unterrichten.

(5) Die Entscheidungen der Bezirksvertretungen werden dem AUSW vierteljährlich zur Kenntnis gegeben. 

§ 3

Zuständigkeit des AUSW

(1) Der AUSW ist für alle in § 2 dieser Verfügung genannten Angelegenheiten zuständig, deren Bedeutung wesentlich über den Stadtbezirk hinausgehen und die von besonderer städtebaulicher Bedeutung sind.

(2) Darüber hinaus hat der AUSW folgende Einflussmöglichkeiten:

· Er kann, wenn er das Vorhaben aus städtebaulichen oder stadtpolitischen Gründen nicht wünscht, unverzüglich einen Aufstellungsbeschluss für einen Bebauungsplan fassen. (siehe § 2 Abs.1 Satz 2 BauGB i.V. m. der Delegation vom 19.09.1996). 

· Für den Fall, dass das Vorhaben im Geltungsbereich eines Bebauungsplanes liegt und dessen Festsetzungen dem Vorhaben nicht widersprechen, kann er einen Beschluss zur Änderung des Bebauungsplanes fassen.

· Mit dem Aufstellungsbeschluss bzw. dem Beschluss zur Änderung eines bestehenden Bebauungsplanes kann die Verwaltung die Entscheidung über das Vorhaben zunächst für ein Jahr zurückstellen. 

· Im weiteren Verlauf kann der Rat der Stadt Dortmund gemäß § 14 BauGB eine Veränderungssperre beschließen. Die städtebaulichen Ziele werden anschließend im Bebauungsplan definiert und festgesetzt. Im Falle einer entgegenstehenden Festsetzung muss dann auch das Vorhaben von der Verwaltung endgültig abgelehnt werden.

§ 4

Gemeinsame Bestimmungen für die Bezirksvertretungen und den AUSW

Die Bezirksvertretungen und der AUSW haben sich unverzüglich mit einem Bauvorhaben nach Maßgabe des § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 1 zu befassen. 

Bei der Beteiligungsform der Zustimmung sind die Mitglieder der Bezirksvertretungen und des AUSW den gesetzlichen Regelungen unterworfen. Insbesondere ist § 75 Abs.1 Satz 1 BauO NRW zu beachten, wonach die Baugenehmigung zu erteilen ist, wenn dem Vorhaben keine öffentlich-rechtlichen Vorschriften entgegenstehen.

§ 5

Sonstige Beteiligungsrechte der Bezirksvertretungen

(1) In allen wichtigen Angelegenheiten, die die Stadtbezirke berühren, die aber anderen Gemeindeorganen zugewiesen sind, besteht für die Bezirksvertretungen gemäß § 37 Abs.5 GO NRW ein Anhörungsrecht. Insbesondere gilt dies gemäß § 37 Abs. 5 Satz 2 GO NRW vor Beschlussfassungen des Rates über Planungs- und Investitionsvorhaben im Bezirk und Bebauungspläne für den Bezirk.
(2) Die Bezirksvertretungen erhalten die Möglichkeit zur Stellungnahme zu allen nach § 3 dieser Verfügung zustimmungsbedürftigen Vorhaben, sofern diese Vorhaben Angelegenheiten des jeweiligen Stadtbezirkes betreffen. Außerdem können die BV gemäß § 20 Abs. 4 lit. f bis g der Hauptsatzung der Stadt Dortmund zu den Satzungen nach § 34 Abs. 4 BauGB, den Erhaltungs- und Gestaltungssatzungen und in den Fällen der §§ 13 bis 15 BauGB Stellung nehmen. Gem. § 20 Abs. 7 der Hauptsatzung haben die Bezirksvertretungen außerdem ein Anhörungs- und Vorschlagsrecht insbesondere im Rahmen der Bauleitplanung für ihr Gebiet und ein korrespondierendes Recht, gehört zu werden, wenn diese Vorschläge in Rat oder AUSW behandelt werden.

§ 6

Änderungsvorschrift

Treten Änderungen der einschlägigen Gesetze auf, so ist diese Abgrenzung von Zuständigkeiten an die veränderte Rechtslage anzupassen.

§ 7

Geltungsdauer

Die Delegation vom 22.03.1979 tritt hiermit außer Kraft. Die Delegationsverfügung vom 19.09.1996 bleibt mit der Einschränkung gültig, dass die Vorschriften des BauGBMaßnahmeG nicht mehr bestehen. Soweit die materiellen Regelungen jedoch ins BauGB übernommen werden, beziehen sich die Zuständigkeitsvorschriften auf diese.

Abgrenzung von Zuständigkeiten 


zwischen dem Rat, dem Ausschuss für Umwelt, Stadtgestaltung und Wohnen (AUSW), 


den Bezirksvertretungen und der Verwaltung (Bauordnungsamt) im Rahmen einer Aufgabenübertragung im Rahmen des Baugesetz-


buches (BauGB) vom 22.05.2003
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